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Ich fordere von der
österreichischen Rats-

präsidentschaft mehr Ein-
satz für ein Europa, 

in dem Beschäftigung und
Soziales oberste Priorität

haben.
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AK-Präsident 
Dr. Johann Kalliauer

� Erhöhung des budgetären Spielraums
für öffentliche Investitionen durch eine
Reform des Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts.

� Unterstützung einer Politik für Wachs-
tum und Beschäftigung durch andere
Schwerpunktsetzung im EU-Budget.
Notwendig ist eine Umschichtung der
Agrarförderung in wachstums- und be-
schäftigungsfördernde Bereiche.

� Gleichstellung soziapolitischer Ziele mit
den wirtschaftspolitischen Zielen der
EU. Das erfordert auch Investitionen in
das Sozialmodell Europa. 

� Harmonisierung auf hohem Niveau,
statt Deregulierung und Standortwett-
bewerb um die niedrigsten Standards. 
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WIRTSCHAFTSPOLITISCHER 
KURSWECHSEL NOTWENDIG

Dienstleistung erbracht wird, sondern das
Recht jenes Landes, aus dem der Dienst-
leistungserbringer kommt (Herkunftsland-
prinzip). Eine irische Baufirma müsste
dann zum Beispiel, wenn sie einen Auftrag
in Österreich durchführt, nur das irische
Recht beachten, nicht aber das öster-
reichische. Ein ruinöser Wettlauf um die
niedrigsten arbeits- und sozialrechtlichen
Standards würde angeheizt, zahlreiche
Klein- und Mittelbetriebe ruiniert und tau-
sende Arbeitsplätze vernichtet. Die Versor-
gung mit öffentlichen Dienstleistungen
gerät unter Druck. Die Einhaltung der
Rechtsvorschriften müsste darüber hinaus
vom Herkunftsland kontrolliert und sank-
tioniert werden. Im Fall der irischen Bau-
firma müssten sich betroffene Arbeitneh-
mer oder Konsumenten mit den irischen
Behörden um ihre Ansprüche streiten. 

� Die AK OÖ fordert die EU-Parlamenta-
rier auf, die Richtlinie in der vorliegen-
den Form in ihrer Abstimmung am 16.
Februar 2006 nicht anzunehmen – im
Interesse des sozialen Friedens in
Europa! Die österreichische Bundes-
regierung ist in ihrer Rolle als Ratsvor-
sitzende der EU gefordert, einen neuen
sozial verträglichen Richtlinienvor-
schlag ohne Herkunftslandprinzip vor-
an zu treiben.

Der Entwurf einer neuen europäischen Ar-
beitszeitrichtlinie will es den Mitgliedstaa-
ten ermöglichen, Arbeitnehmer/-innen län-
ger als 48-Stunden pro Woche arbeiten zu
lassen, wenn diese freiwillig dazu bereit
sind (Opting-out). Wie Erfahrungen in

Großbritannien zeigen, wo dies bereits
gültig ist, kann von Freiwilligkeit keine
Rede sein: Die Firmen legen den Ar-
beitnehmer/-innen bei Antritt einer
neuen Stelle Arbeitsvertragsformulare
vor, die standardmäßig den „freiwilli-
gen“ Verzicht auf die Arbeitszeitbe-
grenzung beinhalten. Die österreichi-
sche Bundesregierung ist sogar für
eine Opting-out-Möglichkeit ohne die
Höchstbegrenzung des Stundenaus-
masses.

� Die AK verlangt ein Ende des
Opting-out, weil es die Wochen-
arbeitszeit der Arbeitnehmer/-innen
massiv erhöht. Ein wahrer Angriff
auf die Gesundheit und die Verein-
barkeit von Beruf und Familie!

Die wichtigste Forderung der Arbeiter-
kammer ist und bleibt die Weiterent-
wicklung der EU zu einer Beschäfti-
gungs- und Sozialunion. Dazu sind
folgende Schritte notwendig:

� Gleichstellung von Wachstum und
Vollbeschäftigung als Ziele eu-
ropäischer Wirtschaftspolitik mit
Preisstabilität (und insbesondere
der Geldpolitik der europäischen
Zentralbank). 

B ei den EU-Gipfeltreffen überbieten
sich die nationalen Regierungschefs

und die EU-Kommission in Ankündigun-
gen über Maßnahmen für mehr Beschäfti-
gung. Die Bürgerinnen und Bürger sehen
aber, dass die politischen Entscheidungs-
träger trotz steigender Arbeitslosigkeit und
schwachem Wirtschaftswachstum zu kei-
nem wirtschaftspolischen Kurswechsel
bereit sind. Sie spüren täglich den wach-
senden Druck auf Lohn- und Sozialstan-
dards. Für die AK OÖ ist es deshalb nicht
überraschend, dass die Unzufriedenheit
der Österreicher/-innen mit der EU-Politik
ein Rekordniveau erreicht hat. 

In Europa suchen mehr als 32 Millionen
Menschen Arbeit. Für diese Entwicklung
ist die EU nicht allein verantwortlich. In
erster Linie sind die Entscheidungen natio-
naler Politiker/-innen bestimmend. Statt für
die 32 Mio. Arbeitsuchenden in Europa
endlich Zukunftschancen zu schaffen, statt
am sozialen Europa zu bauen, droht die
mögliche Annahme über zwei Richtlinien-
vorschläge der EU-Kommission die Ar-
beitslosigkeit weiter in die Höhe zu treiben,
indem sie das Europäische Sozialmodell
massiv angreifen.

Der Vorschlag der EU-Kommission zu
Dienstleistungen im Binnenmarkt sieht vor,
dass in Zukunft nicht mehr das Recht je-
nes Landes entscheidend ist, in dem eine

Das vielzitierte Euro-
päische Sozialmodell

ist für viele Arbeit-
nehmer/-innen nicht

erkennbar 

32 Millionen Arbeit
suchende Menschen in

Europa  erwarten
Antworten 

Mehr als 48 Wochen-
stunden Normal-

arbeitszeit? 
Österreich als Vorreiter

beim Sozialabbau
Dienstleistungsrichtlinie
bedroht hart erkämpfte

Arbeits- und Sozial-
rechts-Standards

AK-FORDERUNGEN FÜR EIN
SOZIALES EUROPA


